 [liste-muensterland] Bundesverfassungsgericht befasst sich in diesem Jahr mit Sanktionen im SGB II und Kindergeldausschlüssen für bestimmte Ausländer*innen 
Liebe Kolleg*innen,

in diesem Jahr wird sich das Bundesverfassungsgericht mit der Frage der Verfassungswidrigkeit der Sanktionsregelung im SGB II beschäftigen (hier der Jahresplan des Gerichts, Nr. 25). Harald Thomé, Frank Jäger und Roland Rosenow vom Wuppertaler Verein Tacheles e.V. haben dazu eine hervorragende Stellungnahme verfasst, in der Sie dezidiert darlegen, warum die staatliche Pflicht zur Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums für jede hilfsbedürftige Person in Deutschland aufgrund von Völkerrecht und Verfassungsrecht nicht relativiert werden darf. Die Argumentation ist dabei nicht nur für die Auseinandersetzung mit der Sanktionsregelung wichtig, sondern auch für die vollständigen Leistungsausschlüsse für Unionsbüger*innen! Nebenbei erhält man mit der Stellungnahme einen umfassenden Überblick über die Entwicklung der Gesetzeslage der Sozialhilfe seit der Weimarer Republik und insbesondere über die sukzessiven Einschränkungen der Sozialen Rechte seit den 70er Jahren und durch die "Agenda 2010". Die Stellungnahme gibt es hier: http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2153/
Auf der Jahresliste des Bundesverfassungsgerichts steht übrigens noch ein weiterer wichtiger Jahresordnungspunkt (Nr. 30): Das Gericht wird sich mit der Frage auseinandersetzen, ob die Ausschlüsse vom Kindergeld für Ausländer*innen mit Duldung, Aufenthaltsgestattung und bestimmten humanitären Aufenthaltserlaubnissen verfassungswidrig sind. Zu dieser Überzeugung war nämlich das Finanzgericht Niedersachsen in mehreren Entscheidungen im Jahr 2013 gelangt: http://www.finanzgericht.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/fgaktuell/vorlagebeschluesse-an-das-bundesverfassungsgericht-zum-kindergeld-fuer-auslaender-veroeffentlicht-123084.html
Liebe Grüße

Claudius
-- 

Claudius Voigt
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Das Projekt Q wird gefördert aus Mitteln des Bundesministeriums für Familien, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)

sowie durch das Ministerium für Inneres und Kommunales des Landes NRW (MIK).

Das Projekt Q ist Teilprojekt im IQ Netzwerk Niedersachsen. Das Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

wird durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) gefördert. 

In Kooperation mit dem Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) sowie der Bundesagentur für Arbeit (BA).

Die GGUA Flüchtlingshilfe ist Mitglied im Paritätischen Wohlfahrtsverband (DPWV).

Falls Sie im Bereich des Migrations- und Flüchtlingsrechts in NRW und darüber hinaus auf dem Laufenden bleiben wollen -

hier können Sie sich in eine Infoliste (E-Mail-Verteiler) eintragen: http://www.asyl.org/mailman/listinfo/liste-muensterland
Sie erhalten dann regelmäßig Info-Mails udn können auch selbst über diese Liste relevante Informationen versenden.

Falls Sie die Mails nicht mehr erhalten möchten: Unter demselben Link können Sie sich jederzeit wieder austragen.

